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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Regierungspolitik

Von weniger grundlegender Art waren die Anfechtungen, denen sich Mitglieder der
Regierungen der Kantone Solothurn und Graubünden ausgesetzt sahen. In Solothurn
bestätigte das Obergericht die Verurteilung von vier der fünf Regierungsräte wegen
Behinderung der Untersuchungsbehörden bei einem Verfahren gegen den ehemaligen
Rektor einer Schule; es sprach sie allerdings vom Tatbestand der Begünstigung frei. In
Graubünden sah sich Regierungsrat Lardi (cvp) zum Rücktritt auf Ende der
Legislaturperiode (1986) veranlasst. Gegen ihn läuft eine Strafuntersuchung wegen
widerrechtlicher Grundstückverkäufe an Ausländer, die er vor seinem Amtsantritt
begangen haben soll. 1

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 29.06.1985
HANS HIRTER

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Wasserkraft

La décision du gouvernement cantonal grison autorisant l'installation de pompage du
Val Curciusa (GR), sous certaines conditions (dont des débits minimaux plus élevés), a
été attaquée, au Tribunal fédéral, par six organisations nationales de protection de
l'environnement. Arguant de lacunes dans l'étude d'impact ainsi que d'omissions
juridiques, elles s'opposent à un projet évalué à CHF 400 millions, comprenant la
construction d'un réservoir de 60 millions de m3. 2

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 04.12.1990
BRIGITTE CARETTI

Le Tribunal fédéral a partiellement approuvé la plainte de six organisations écologistes
contre le projet de construction d'une installation de pompage au Val Curciusa (GR).
Tout en considérant qu'il n'y avait pas de motifs de protection de l'environnement
suffisants pour interdire ce projet, il a décidé de suspendre l'autorisation du
gouvernement cantonal, accordée en 1990. Il a exigé que les promoteurs établissent un
nouveau rapport sur les répercussions écologiques du projet et formulent une nouvelle
demande de concession qui prenne en compte les nouvelles dispositions de la loi sur la
protection des eaux, en particulier l'exigence de débits minimaux. Bien que la
rentabilité du projet soit remise en cause par la décision du Tribunal fédéral, les forces
motrices du Misox ont réitéré leur volonté de réaliser cette installation de pompage. 3

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 12.12.1993
ANDRÉ MACH

Raumplanung und Wohnungswesen

Bodenrecht

Auf rechtlicher Ebene wurde das vom Bundesrat empfohlene Vorgehen von der
Bündner Gemeinde Pontresina mit einer Beschwerde beim kantonalen
Verwaltungsgericht zunächst angefochten. Ende Jahr stimmte jedoch auch diese
Gemeinde der vorgeschlagenen Vergleichslösung zu, so dass unter die Affäre der nach
der «Lex Friedrich» illegal erworbenen Grundstükke juristisch ein Schlussstrich
gezogen werden konnte. 4

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 31.12.1992
DIRK STROHMANN
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Wohnungsbau und -eigentum

Das Bundesgericht fällte im August 2022 ein Urteil betreffend Härtefallklauseln beim
Eigenmietwert. Der Eigenmietwert wird auf selbstbewohntem Wohneigentum erhoben
und entspricht dem Betrag, den die Hauseigentümerschaft bei Fremdvermietung durch
Mieteinnahmen erwirtschaften würde. Dieser Betrag wird in der Schweiz als Einkommen
versteuert. Das Bundesgerichtsverfahren geht auf eine Härtefallregelung beim
Eigenmietwert im Tessiner Steuergesetz zurück. Diese Regelung sah vor, dass der
steuerbare Eigenmietwert bei Personen mit einem steuerbaren Vermögen von weniger
als CHF 500'000 höchstens 30 Prozent der Bareinkünfte betragen darf. Damit sollten
Personen entlastet werden, welche im Verhältnis zum Geldeinkommen hohe Steuern
auf den Eigenmietwert zahlen müssen und dadurch in Liquiditätsschwierigkeiten
kommen. Dies könnten beispielsweise Rentnerinnen und Rentner sein, die zwar ein
Haus besitzen, aber kein hohes Geldeinkommen haben. Gegen diese Regelung hatten
zwei Tessiner SP-Kantonsräte Beschwerde eingereicht. Das Bundesgericht gab ihnen
nun Recht. Das Richtergremium kam in seinem Urteil zum Schluss, dass die
Härtefallbestimmungen die durch den Eigenmietwert angestrebte Rechtsgleichheit
zwischen Mieterinnen und Mietern und Wohneigentümerinnen und Wohneigentümer
verletze. Der Eigenmietwert dürfe deshalb nur an die marktübliche Miete gekoppelt sein
und die Kantone müssten mindestens 60 Prozent des marktüblichen Mietzinses als
Eigenmietwert festlegen. Härtefallregelungen blieben gemäss NZZ zwar zulässig, aber
nur wenn der Eigenmietwert auch mit ihnen in jedem Fall mindestens 60 Prozent der
Marktmiete beträgt. 
Neben dem Kanton Tessin kennen noch acht weitere Kantone ähnliche
Härtefallregelungen. Gestützt auf eine Zusammenstellung des Bundes vom Herbst 2021
berichtete die NZZ, dass die Härtefallregelungen von zwei der acht Kantone (LU und SG)
eine Bestimmung enthalten, wonach der Eigenmietwert auch mit Sonderabzug nicht
unter 60 Prozent der Marktmiete fallen darf. Die anderen sechs Kantone (GE, GR, OW,
SH, VD, ZH) müssten ihre Härtefallregelungen nun aufgrund des Bundesgerichtsurteils
wohl anpassen, so die NZZ. Im Übrigen ist die Härtefalllösung auch auf Bundesebene als
mögliche Variante für die Umsetzung einer parlamentarischen Initiative zu einem
Systemwechsel bei der Wohneigentumsbesteuerung (Pa.Iv. 17.400) im Gespräch. 5

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 05.09.2022
ELIA HEER

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Sprachen

Der Bündner Sprachenstreit zog sich auch im Berichtsjahr weiter. Der Ende 2011
gefällte wegweisende Entscheid der Bündner Regierung, wonach der Schulunterricht
ausschliesslich für zukünftige Primarschüler ab dem Schuleintritt in den verschiedenen
Idiomen abgehalten werden kann, wurde vom Bundesgericht gestützt. Die Beschwerde
von betroffenen Eltern, deren Kinder im Rahmen eines Pilotversuchs mit der
Unterrichtssprache Rumantsch Grischun eingeschult worden waren und die nun eine
Rückkehr zu den Idiomen forderten, wurde somit abgelehnt. Um in Zukunft einen
zeitgemässen Unterricht in Sursilvan, Sutsilvan, Puter und Vallander gewährleisten zu
können, beschloss die Bündner Regierung im November, bis im Mai 2014 ein Konzept
zur Erstellung neuer Lehrmittel in den Idiomen zu erarbeiten. Mit diesem Entscheid
gaben sich die Lia Rumantscha und Pro Idioms Engiadina – wenn auch nicht ohne
Vorbehalte – zufrieden. Die Bündner Elterngruppe kündigte indes an, ihre Beschwerde
an den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte weiterzuziehen. 6

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 12.07.2013
MARLÈNE GERBER

1) SZ, 23.2.85, 29.6. - 2.7.85, 28.11.85; Ww, 27.6.85; NZZ, 14.11.85.
2) BüZ, 31.10. et 4.12.90; Vr et TW, 8.11. et 4.12.90 (décision des autorités); CdT, 4.12.90.
3) BüZ 24.6, 5.7, 27.8, 13.10, 15.10, 22.10 et 12.12.93; NZZ, 24.6.93; TA, 14.10.93.
4) BüZ, 12.11 und 13.11.92; Presse vom 31.12.92.
5) Bundesgerichtsurteil 2C_605/2021; TA, 16.8.22; NZZ, 5.9., 7.9.22
6) SoS, 12.7. und 21.11.13; NZZ, 12.10.13; vgl. SPJ 2012, S. 348.
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